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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

a) zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/311- 

Abschiebestopp für Kurdinnen und Kurden aus der Türkei 

b) zu dem Antrag der Abgeordneten Cern Özdemir, Christa Nickels, 
Anke Dietert-Scheuer, Angelika Beer und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/217 - 

Abschiebestopp für Kurdinnen und Kurden 

c) zu dem Antrag der Abgeordneten Ulla Jelpke, Steffen Tippach und der weiteren 
Abgeordneter der PDS 
- Drucksache 13/211 - 

Unbefristeter Abschiebestopp für Kurdinnen und Kurden 

A. Problem 

Die Anträge fordern einen zeitlich bef risteten oder unbefristeten 
Abschiebestopp für Kurdinnen und Kurden aus der Türkei. 

B. Lösung 

Ablehnung der Anträge. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Annahme der Anträge. 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Anträge in den Drucksachen 13/311, 13/217 und 13/211 abzu-
lehnen. 

Bonn, den 20. Juni 1995 

Der Innenausschuß 

Dr. Willfried Penner 

Vorsitzender 

Dietmar Schlee 

Cem Özdemir 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 

Cornelia Schmalz-Jacobsen 	Ulla Jelpke 

Berichterstatter und Berichterstatterinnen 
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Bericht der Abgeordneten Dietmar Schlee, Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast, 
Cern Özdemir, Cornelia Schmalz-Jacobsen und Ulla Jelpke 

I. Zum Verfahren 

1. Die Anträge wurden in der 16. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am 27. Januar 1995 zur feder-
führenden Beratung an den Innenausschuß über-
wiesen. Der Antrag - Drucksache 13/311 - wurde 
dem Rechtsausschuß zur Mitberatung überwie-
sen, der in seiner Sitzung am 31. Mai 1995 ein-
stimmig empfohlen hat, den Antrag für erledigt zu 
erklären, da er inzwischen überholt sei. 

2. Der Ausschuß hat auf Antrag der Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Sitzung 
am 8. Februar 1995 die Durchführung einer öffent-
lichen Anhörung zu dem Thema „Situation der 
Menschenrechte in der Türkei" beschlossen, die 
am 15. März 1995 durchgeführt worden ist. Auf 
das Protokoll der 8. Sitzung des Innenausschusses 
wird bezüglich der eingeladenen Anhörpersonen, 
unter denen sich auch fünf Mitglieder der Großen 
Nationalversammlung der Republik Türkei befin-
den, und bezüglich des Ergebnisses der Anhörung 
hingewiesen. 

3. Im Zuge der weiteren Beratungen hat die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit folgendem Ände-
rungsantrag vom 17. Mai 1995 ihren Antrag - 
Drucksache 13/217 - modifiziert: 

„Der Innenausschuß wolle beschließen: 

In dem Antrag 13/217 der Fraktion von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN wird Punkt 2 wie folgt geän-
dert: 

Zweitens darauf hinzuwirken, daß seitens des 
Bundesministers des Innern das Einvernehmen 
zur Aussetzung der Abschiebungen für Flücht-
linge kurdischer Volkszugehörigkeit aus der Tür-
kei erteilt wird. 

Begründung: 

In dem Antrag ist das Datum 20. Januar 1995 ge-
nannt, über das hinaus der Abschiebestopp ver-
längert werden soll. Diese Angabe wurde durch 
die mittlerweile eingetretenen Ereignisse über-
holt. Der Änderungsantrag stellt daher eine Be-
richtigung des zur Zeit der Antragstellung be-
stehenden Informationsstandes dar. " 

4. Die Fraktion der SPD hat ihren Antrag - Drucksa-
che 13/311 - zweimal modifiziert. Der letzte, am 
31. Mai 1995 vorgelegte, Änderungsantrag hat fol-
genden Wortlaut: 

„Der Innenausschuß wolle beschließen, den An-
trag der Fraktion der SPD ,Abschiebestopp für 
Kurdinnen und Kurden aus der Türkei' (Druck-
sache 13/311) folgendermaßen anzunehmen: 

Schutzmaßnahmen für ausreisepflichtige Kurdin-
nen/Kurden und andere Minderheiten aus der 
Türkei 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag bedauert zutiefst, daß 
ein Konsens zwischen Bund und Ländern in der 
Frage des Abschiebestopps für Kurdinnen und 
Kurden aus der Türkei nicht zustande gekommen 
ist. Dafür trägt die Bundesregierung die Verant-
wortung. Mit völlig unterschiedlichen Aussagen 
zur möglichen Gefährdung zurückgeführter Kur-
den haben einzelne Kabinettsmitglieder Verwir-
rung gestiftet. Der Bundesminister setzte sich mit 
seiner leichtfertigen Entscheidung für die Aufhe-
bung des Abschiebestopps über wichtige Vorbe-
dingungen des Deutschen Bundestages hinweg. 
Er hat weder die gründliche Analyse des Sachver-
ständigen-Hearings vor dem Innenausschuß zur 
Menschenrechtssituation in der Türkei noch die 
vom Parlament einmütig geforderte, sorgfältige 
Auswertung der Urteile gegen acht kurdische Ab-
geordnete vom Dezember 1994 abgewartet. Damit 
wurden elementare Rechte des Parlaments miß-
achtet. Der Deutsche Bundestag äußert Verständ-
nis dafür, daß sich die Bundesländer mehrheitlich 
der Einschätzung des Bundesinnenministers nicht 
anschließen mochten und den Abschiebestopp 
teils befristet, teils ohne exakte Zeitangabe weiter 
praktizieren. Die Rechtslage (§ 54 Ausländerge-
setz) ermöglicht es den Bundesländern nur noch 
eine begrenzte Zeit, den Gruppenabschiebestopp 
aufrechtzuerhalten. Das Vorgehen der türkischen 
Armee im Nordirak mit den besorgniserregenden 
Meldungen über Aktionen auch gegen die Zivil-
bevölkerung hat die Lage darüber hinaus ver-
schärft. Diese neue Situation erfordert eine beson-
ders sorgfältige Einzelfallprüfung. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Von der Abschiebung eines ausreisepflichtigen 
türkischen Staatsangehörigen kurdischer Volkszu-
gehörigkeit in die Türkei ist abzusehen, wenn 

- die konkrete Gefahr der Folter besteht, 

- der Staat ihn wegen einer Straftat sucht und  die 
konkrete Gefahr der Todesstrafe besteht, 

- ein förmliches Auslieferungsersuchen oder ein 
mit der Ankündigung eines Auslieferungsersu-
chens verbundenes Festnahmeersuchen vor-
liegt und über die Auslieferung noch nicht ent-
schieden ist, 

- sich aus der Anwendung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention ergibt, daß die Ab-
schiebung unzulässig ist, 
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- eine (sonstige) erhebliche konkrete Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit besteht. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie-
rung und die Bundesländer auf, darauf hinzuwir-
ken, daß für andere ausreisepflichtige Kurdinnen 
und Kurden folgendes Verfahren vorgesehen 
wird: 

1. Die Ausländerbehörden der Bundesländer tref-
fen mit ausreisepflichtigen Kurdinnen und Kur-
den - soweit das noch nicht Praxis ist - Verein-
barungen über die freiwillige kontrollierte Aus-
reise. Dabei wird auch das Angebot unterbrei-
tet, im Einzelfall rechtliche Beratung zu organi-
sieren und zu finanzieren. 

2. Kommt eine solche Vereinbarung nicht zustan-
de und wird von der abzuschiebenden Person 
eine aktuelle Verfolgungsgefahr geltend ge-
macht, richtet sich das weitere Verfahren da-
nach, ob die Entscheidung über die Abschie-
bung vom Bund oder vom Land zu treffen ist. 
Dabei gilt festzuhalten: 

a) Abschiebungsprüfung durch den Bund: 
Die Ausländerbehörden des jeweiligen Bun-
deslandes legen den Fa ll  dem Bundesamt 
für die Anerkennung ausländischer Flücht-
linge mit der Bitte um erneute Prüfung und 
Entscheidung vor, wenn die Ausländerbe-
hörden den aktuellen Vortrag des Flücht-
lings für relevant halten. 

b) Abschiebeentscheidungen durch das jewei-
lige Bundesland: 
In den Fällen, in denen Landesbehörden 
über die Abschiebung von Kurdinnen und 
Kurden zu entscheiden haben, wird der Vor-
trag des Flüchtlings erneut geprüft und ent-
schieden. 

3. Die Bundesregierung hat verläßlich und auf 
Dauer sicherzustellen, daß das mit dem türki-
schen Innenminister am 10. März 1995 verein-
barte Verfahren tatsächlich den Anspruch auf 
wirksamen Schutz der Ausreisepflichtigen er-
füllt und auf alle kurdischen Rückkehrer ange-
wandt wird, die davon Gebrauch machen möch-
ten. Dies ist insbesondere für die Kurdinnen 
und Kurden unerläßlich, die völlig friedlich in 
der Türkei für die Sache des kurdischen Volkes 
eintreten. Ihnen droht, wegen des Vorwurfs des 
Separatismus, angeklagt und hart bestraft zu 
werden. Für diese Gruppe von Kurdinnen und 
Kurden hat die Bundesregierung bisher keine 
Garantien und Rechtsschutz mit der Türkei aus-
gehandelt; dies muß unverzüglich geschehen. 

4. Der Deutsche Bundestag hält es unabhängig 
von Nummer 3 für notwendig, abzuschieben-
den Personen türkischer Staatsangehörigkeit 
anzubieten, daß ihre Rückkehr heimatlichen 
Organisationen oder Personen mit dem Ziel an-
gekündigt wird, den/die Rückkehrer/in nach 
der Ankunft in der Türkei zu begleiten. 

5. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundes-
regierung auf, beim Bundesaußenminister dar-
auf hinzuwirken, daß die Stellen der deutschen 

Auslandsvertretung in der Türkei ebenfalls als 
Ansprechpartner für zurückkehrende türkische 
Staatsangehörige zur Verfügung stehen. 

6. Der Deutsche Bundestag befürwortet die Ein-
setzung einer deutschtürkischen Kommission, 
die die Menschenrechtssituation in der Türkei 
unter Berücksichtigung der Praxis der Rückfüh-
rungen und der dazu getroffenen Vereinbarun-
gen überprüft. 

7. Der Deutsche Bundestag appelliert an die Bun-
desregierung, verstärkt ihren Einfluß bei der 
türkischen Regierung dahin geltend zu ma

-

chen, Folter ausnahmslos zu unterbinden und 
alle Personen, die dieses Verbot mißachten, 
einer strengen Bestrafung zuzuführen. 

8. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesre-
gierung auf, ihren ganzen Einfluß auf die Türkei 
dahin gehend geltend zu machen, daß die lang 
angekündigte Verfassungsreform in der Türkei 
und die Änderung der Antiterrorgesetze umge-
setzt werden, so daß die freie Meinungsäuße-
rung, das Eintreten für kulturelle Rechte und 
Minderheitenrechte der Kurden sowie die For-
derung nach einer nichtmilitärischen, politi-
schen Lösung der Kurdenfrage nicht länger als 
„Separatismus" verfolgt und bestraft werden. 

9. Das Vorstehende gilt sinngemäß auch für assy-
rische Christen, Yeziden und Aleviten aus der 
Türkei. 

Straftäter werden wie bisher abgeschoben. " 

5. Der Innenausschuß hat die Anträge in seinen Sit-
zungen am 8. Februar und dann am 31. Mai 1995 
abschließend beraten und mit unterschiedlichen 
Abstimmungsergebnissen abgelehnt. 

Der Ausschuß hat den Antrag der Fraktion der 
SPD - Drucksache 13/311 - in der Fassung des 
Änderungsantrages vom 31. Mai 1995 mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Gruppe 
der PDS gegen die Stimmen der antragstellenden 
Fraktion bei Enthaltung seitens der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Er hat den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Drucksache 13/217 - in der Fassung 
des Änderungsantrages vom 17. Mai 1995 mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der antragstellenden Fraktion bei Enthaltung 
seitens der Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS abgelehnt. 

Den Antrag der Gruppe der PDS - Drucksache 
13/211 - hat der Ausschuß mit den Stimmen der 
Fraktionen CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die 
Stimme der Gruppe der PDS bei Enthaltung sei-
tens der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab-
gelehnt. 

II. Zur Begründung 

Der Ausschuß ist der in den Anträgen erhobenen 
und begründeten Forderung nach einem zeitlich be-
grenzten oder unbegrenzten Abschiebestopp für 
Kurdinnen und Kurden aus der Türkei nicht gefolgt. 
Für den Ausschuß ist deutlich geworden, daß eine 
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Verfolgungssituation für Kurdinnen und Kurden in 
der Türkei der Art, wie 'sie in den Anträgen behaup-
tet wird, nicht existiert. Er geht dabei davon aus, daß 
die Vereinbarung, die der Bundesminister des Innern, 
Manfred Kanther, mit dem türkischen Innenminister 
Mentese abgeschlossen hat und die Garantien für 
abgeschobene Personen beinhaltet, von der Türkei 
eingehalten wird. Nach Auffassung des Ausschusses 
wird niemand in der Türkei verfolgt, weil er Kurde 
ist. Diese Einschätzung hat sich aufgrund der Anhö-
rung, der Lageberichte des Auswärtigen Amtes und 
der Reise der Abgeordneten Dietmar Schlee, 
Dr. Burkhard Hirsch und Ina Albowitz kurz vor der 
Anhörung ergeben. Auch das Urteil des 1. Staatssi-
cherheitsgerichts in Ankara vom 8. Dezember 1994 
gegen kurdische Abgeordnete hat nach Überzeu-
gung des Ausschusses die so eingeschätzte Situa tion 
der Kurdinnen und Kurden in der Türkei nicht 
grundlegend verändert. Das Urteil ist gegen die ein-
zelnen Abgeordneten ergangen; das haben die kur-
dischen Abgeordneten gegenüber der deutschen 
Delegation bei deren Besuch im Gefängnis erklärt. 
Der Ausschuß sieht deshalb keine sachliche Recht-
fertigung für einen generellen Abschiebestopp. 

Auch aus rechtspolitischer Sicht hält der Ausschuß 
einen Abschiebestopp nicht für angebracht. Er be-
fürchtet, daß für den Fall, daß Deutschland einen ge-
nerellen Abschiebestopp erläßt, der Zuwanderungs-
druck bei ca. 13 bis 14 Millionen Kurdinnen und Kur-
den in der Türkei immer größer wird und Deutsch-
land diesem Druck nicht mehr standhalten kann. 

Der Ausschuß hält nach alledem die bisher prakti-
zierte Einzelfallentscheidung für die sachgerechte 
Art  der Prüfung. Die Koalitionsfraktionen sind der 
Meinung, daß der Antrag der Fraktion der SPD, der 
eine Mischung geltenden Rechts und dessen, was 
die Länder in der Sache tun sollten, dem im letzten 
Grunde nicht widersp richt. 

Seitens der Fraktion der SPD, die ihren Antrag - 
Drucksache 13/311 - modifiziert hat und auf dessen 
Begründung sie sich beruft, hat in den Beratungen 
eingeräumt, daß man im Grunde nicht weit ausein-
ander sei. Der Antrag, der in seinem ersten Teil 
Selbstverständliches nenne, enthalte gleichzei tig 
konkrete Vorschläge und Forderungen für Behörden, 
die über die Haltung der Innenministerkonferenz 
hinausgingen und eine bessere Überwachung der 
Menschenrechte gewährleisten könnten. Er verfolge 
das Ziel, auf die Türkei Einfluß zu nehmen, damit sie 

Gründe für einen Abschiebestopp, der unbefristet 
keinen Sinn mache und ein Signal in die falsche 
Richtung sei, ausräume. Die Fraktion der SPD hat 
auf das Urteil des 4. Senats des OVG Schleswig vom 
26. April 1994 hingewiesen, das davon ausgehe, daß 
eine Gruppenverfolgung von Kurdinnen und Kurden 
in der Türkei bei einer nicht vorhandenen inlän-
dischen Fluchtalternative vorliege; der Bewe rtung 
durch die Bundesregierung, die das Urteil als Einzel-
urteil und deshalb als ungeeignet bezeichnet hat, die 
aufgrund der anderen Erkenntnisse gewonnene Ein-
schätzung zu widerlegen, ist sie nicht gefolgt. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat auf die 
Begründung ihres modifizierten Antrags - Druck-
sache 13/217 - verwiesen. Der Abschiebestopp solle 
befristet sein in der Erwartung, daß sich die Situa tion 
in der Türkei zur Lage der Menschenrechte ändere. 
Sie geht von einer generellen Gefährdung von Kur-
dinnen und Kurden in der Türkei aus. Auch sie hat in 
den Beratungen auf das Urteil des OVG Schleswig 
abgehoben. Die dort geäußerte Einschätzung der Si-
tuation in der Türkei passe zusammen mit umfang-
reichen Berichten verschiedener Vereine über Men-
schenrechtsverletzungen in der Türkei. Insbesondere 
weiche auch der Bericht der Regierung der USA an 
das Repräsentantenhaus, der eine Verschlechterung 
der Menschenrechtslage in der Türkei feststelle, von 
der Einschätzung der Koalitionsfraktionen ab. Sei-
tens der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wer-
den schließlich Zweifel an der Umsetzung der Ver-
einbarung, die der Bundesminister des Innern, M an

-fred Kanther, mit dem türkischen Innenminister 
Mentese abgeschlossen hat, und der Einhaltung der 
darin gegebenen Garantien, wie z. B. Hinzuziehung 
von Anwälten, geäußert. 

Die Gruppe der PDS sieht in dem modifizierten An-
trag der Fraktion der SPD, den sie ablehnt, lediglich 
eine Deklaration der Genfer Flüchtlingskonvention; 
eine neue Situa tion sehe sie nicht. Das Bundesmi-
nisterium des Innern habe auf Anfrage erklärt, daß 
alle Länder, vor allem Baye rn  und Niedersachsen, 
Kurdinnen und Kurden abgeschoben hätten, darun-
ter mutmaßliche PKK-Mitglieder. Es sei aber ein 
Widerspruch, einen Abschiebestopp auszusprechen 
und dann doch abzuschieben. Es sei auch nicht zu 
erkennen, daß weitere Interventionen nach einer 
Abschiebung in die Türkei Hilfe brächten. Der An-
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN geht 
der Gruppe der PDS nicht weit genug. 

Bonn, den 20. Juni 1995 

Dietmar Schlee Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast Cem Özdemir Cornelia Schmalz-Jacobsen Ulla Jelpke 
Berichterstatter und Berichterstatterinnen 








